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Heidi-Film
Ist er so gut wie 
der Schellen-Ursli?
Kultur — 61

Tessin Trotz Wolkenfeldern recht sonnig.  
Längs der Alpen stärker bewölkt und Niederschläge.

9°Berge Starker bis stürmischer Westwind, 
Schneefallgrenze tagsüber bei etwa 1000 Metern.

0°Mittelland Stark bewölkt, am Morgen  
Schneefall bis in die Niederungen. 

7°

Wetter — 36 | Horoskop — 59 | TV-Programm — 66/67

P. S. Noch ist nicht aller Tage  
Abendland

Glosse

Wer von Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, hat, sagen wir mal,  
zum Beispiel in der letzten Woche keinen Alkohol getrunken, keine  
Schweinswürste gegessen, kein Nikotin inhaliert und auch keinen  
Sugar konsumiert? Die Betreffenden bitte mal kurz aufstrecken!  
Jawoll, ich sehe da doch den einen oder anderen Finger in der  
Luft fuchteln. Von wegen vorgezogenen Ramadans (!!!) wegen der  
kommenden Festtagsgelage oder überhaupt wegen der Gesundheit 
oder was Sie sonst für fadenscheinige Ausreden haben mögen. 

Aber jetzt will ich Ihnen mal was sagen: Ja, sind Sie denn vom Affen  
gebissen?! Mit dem Klammerbeutel gepudert? Vom Elch gestreift?  
Ganz genau das wollen diese Leute doch nur. Dass wir aufhören mit  
unserer westlichen Lebensart. Mit Frohsinn, Freiheit, Rausch, Exzess  
und Toleranz. Mit exakt dem, was unsere Kultur ausmacht und im  
Innersten zusammenhält. Wenn wir aber das tun, dann haben sie  
schon gewonnen. Doch diesen Leuten, denen all das nicht passt,  
was uns heilig ist und die uns deshalb einschüchtern wollen, wo  
immer sie die Gelegenheit dazu finden, diesen Leuten müssen und 
 wollen wir mal klipp und klar, schweizerdeutsch und deutlich sagen:  
Mir läbet öise weschtlichi Choleschterinwert. IS hin oder WHO her.
 Peter Schneider

Arbeitslosigkeit: 
Schweiz überholt 

Deutschland 

Zürich Die Schweiz weist erst-
mals eine höhere Arbeitslosigkeit 
auf als Deutschland. Das gab es 
noch nie, seit die Daten gemäss 
Definition des Internationalen 
Arbeitsamts (ILO) international 
vergleichbar sind. Im dritten 
Quartal stieg die Arbeitslosen-
quote gemäss ILO in der Schweiz 
auf 4,9 Prozent, in Deutschland 
sank sie auf 4,5 Prozent. Die 
Schweiz leidet unter der anhalten-
den Frankenstärke. Wenn die Eu-
ropäische Zentralbank am Don-
nerstag wie allgemein erwartet 
eine weitere Lockerung ihrer ex-
pansiven Geldpolitik beschliessen 
wird, könnte die Nationalbank zu 
starken Devisenmarktinterventio-
nen und einer Verschärfung der 
Negativzinsen gezwungen sein.  
 Wirtschaft ― 43

Doppelt so viele 
Wegweisungen 

von Ausländern

Bern Im vergangenen Jahr wären 
mit der Durchsetzungsinitiative 
doppelt so viele Ausländer mit  
Aufenthalts- und Niederlassungs-
bewilligung aus der Schweiz weg-
gewiesen worden als bei der Lö-
sung, die das Parlament verabschie-
det hat: 2195 statt 1088. Das zei-
gen neuste Zahlen des Bundes amts 
für Statistik. Gesamthaft wären bei 
der Umsetzung gemäss Parlament 
im letzten Jahr 3863 verurteilte 
ausländische Personen weggewie-
sen worden, bei der Durchset-
zungsinitiative 10 210 Personen. 
Diese Gesamtzahlen beinhalten je-
doch auch Wegweisungen, die be-
reits mit dem bestehenden Auslän-
dergesetz durchgeführt werden 
können. Über die Durchsetzungs-
initiative wird am 28. Februar 2016 
abgestimmt.  Schweiz ― 9

Al-Qaida-Führer 
hofiert in Syrien 

IZRS-Mitglied

Biel Naim Cherni, 24, Vorstands-
mitglied des Islamischen Zentral-
rates der Schweiz (IZRS), traf im 
Oktober den Al-Qaida-Ideologen 
Abdallah al-Muhaysini. Das Tref-
fen fand bei einem Syrienbesuch 
einer IZRS-Delegation statt. Unter 
dem Deckmantel der humanitären 
Hilfe reisten mehrere Schweizer 
Muslime nach Idlib und Aleppo 
und verteilten Lebensmittel. Im 
Anschluss fuhr Cherni weiter an 
die Front, wo er vom Top-Jihadis-
ten persönlich empfangen wurde. 
Ein bisher unveröffentlichtes Vi-
deo zeigt, wie sich die beiden über 
die Scharia unterhalten: «Wir sind 
gekommen, um die Fahne Allahs 
zu hissen. Und wir werden die 
Scharia durchsetzen, nicht Demo-
kratie oder Säkularismus.» 
 Schweiz ― 5

Wirtepatent:   
Beizer wieder 
zur Prüfung!

Zürich Die obligatorische Wirte-
prüfung steht in mehreren Kan-
tonen wieder hoch im Kurs. Von  
Appenzell AR über Uri und  
von Graubünden über St. Gallen, 
Schwyz, Zug und Zürich wird die 
Wiedereinführung angestrebt. «Die 
Schwelle für den Einstieg in die 
Branche ist sehr tief», sagt  
Casimir Platzer, Präsident von 
 Gas tro Suisse. «Jeder denkt, er kann 
einen gastgewerblichen Betrieb 
führen.» Darunter würden Konsu-
mententhemen wie Hygiene und 
Arbeitsschutz leiden. Die Branche 
selbst ist gespalten. «Der freie 
Markt funktioniert bestens», sagt 
der Zürcher Gastronom Michel 
Péclard. Ob jemand gut wirtet, hän-
ge nicht von einer Prüfung ab.  
Obligatorien würden Innovationen 
behindern.  Wirtschaft ― 37

Denis von Burg und  
Arthur Rutishauser

Bern  Bis jetzt war klar: Die Einwande-
rungsinitiative der SVP wird nur in 
Übereinstimmung mit der EU umge-
setzt. Doch jetzt plant der Bundesrat 
einen radikalen Strategiewechsel: Auch 
die einseitige Einführung von Einwan-
derungsbeschränkungen ist eine «ernst-
hafte Option». Dies bestätigen mehre-
re voneinander unabhängige Quellen. 
Der Entscheid soll schon nächsten  
Freitag, wenn das Thema im Bundes-
rat traktandiert ist, oder spätestens bis 
Ende Jahr fallen. 

Vorher wird der Entschluss in einem 
Konsultationsverfahren vorbereitet. 
Nächste Woche hat die zuständige Jus-
tizministerin Simonetta Sommaruga 
verschiedene Unternehmerpersönlich-
keiten sowie Arbeitgeber und Arbeit-
nehmerorganisationen zu Gesprächen 
eingeladen. Auch ein letztes Telefonat 
mit EU-Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker ist vorgesehen. Darin 
soll ausgelotet werden, ob es nicht doch 
noch eine Verhandlungslösung gäbe 
und wie die EU auf ein unilaterales Vor-
gehen der Schweiz reagieren würde. 

Im Vordergrund für eine autonome 
Umsetzung steht eine Schutzklausel, 
die im Bundeshaus als «relativ flexibel» 
beschrieben wird. Dahinter steckt  
ein Deal zwischen den Wirtschafts-
verbänden und der SVP, der den Bun-
desrat zum Handeln zwingt: Christoph 
Blocher besteht nicht mehr auf Einwan-
derungskontingenten und akzeptiert 
eine Schutzklausel. Die Wirtschaft ih-
rerseits besteht nicht mehr auf einer 
einvernehmlichen Lösung mit der EU.  
Swissmem-Chef und Economiesuisse-
Vizepräsident Hans Hess sagt: «Vorerst 
ist es der Schweiz ja unbenommen, die 
Initiative einseitig umzusetzen. Je nach-
dem wird sich die EU sehr gut überle-
gen, ob sie deswegen die Bilateralen 
kündigen will.»

Auch im Bundesrat sei man zur 
Überzeugung gelangt, so heisst es,  
dass Brüssel auf die einseitige Einfüh-
rung einer Schutzklausel nicht zwangs-
läufig mit der Kündigung der Bilatera-
len reagieren werde. Eine Weiterent-
wicklung des Vertragswerks mit einem 
Stromabkommen und einem Rahmen-
vertrag zur Streitbeilegung hat man  
im Moment abgeschrieben.    
 Schweiz ― 6

Bundesrat plant 
Kurswechsel in 

der Europa-Frage 
SVP und Wirtschaft zwingen die Regierung zur Einführung 
von Schutzklauseln. EU-Rahmenvertrag wird auf Eis gelegt

Jahreshoroskop 2016
Was die Sterne über Geld,  
Beruf und Liebe verraten
Weihnachts-Beilage — 88/89

Bern Bisher kam der Widerstand 
nur von rechts, jetzt wird der Lehr-
plan 21 auch von links unter Be-
schuss genommen. Neben der SVP 
gibt es neu eine Opposition von ei-
ner Gruppierung aus SP-Politikern, 
linksliberalen Lehrern und Pro-

fessoren, die eine 30-seitige Streit-
schrift lanciert haben. Sie fordern, 
die radikale Schulreform dürfe 
nicht ohne demokratische Debat-
te durchgepaukt werden.

Prominente Vertreter sind die 
Basler Ständerätin Anita Fetz, der 

Bieler Lehrer und GLP-Politiker 
Alain Pichard, die Erziehungs-
wissenschaftler Walter Herzog  
und Roland Reichenbach, der  
Kinderarzt Remo Largo und der 
Pub lizist Beat Kappeler.  

 Schweiz ― 2/3

Lehrplan 21: Von allen Seiten als nicht kindgerecht eingestuft Foto: Visum
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Hohe Banker-Löhne
Jetzt auch Kritik aus  
den eigenen Reihen
Vincenz, Grübel, Kurer & Co. — 39

Cornelia Krause

Zürich Vergilbte Tischdecken, an 
der Wand ein verstaubtes Hirsch-
geweih, der ewig gleiche Wurst-
salat – und bei Handwechseln 
übernahm so mancher Wirt gleich 
noch die Speisekarte des Vorgän-
gers. Mit Grauen erinnert man sich 
an die Zeiten vor der Liberalisie-
rung des Gastromarktes. Die An-
zahl der Restaurants und Beizen 
war mittels Bedürfnisklausel an 
die Bevölkerungsdichte gekoppelt, 
ein zeit- und kostenintensives Wir-
tepatent sorgte dafür, Quereinstei-
ger zu verhindern. Die gastrono-
mische Planwirtschaft endete in 
den 90er-Jahren, die Bedürfnis-
klausel wurde abgeschafft. 

In knapp der Hälfte der Kantone 
gibt es das Wirtepatent nur noch auf 
freiwilliger Basis. Die Frage ist, wie 
lange noch. Denn die obligatorische 
Wirteprüfung steht wieder hoch 
im Kurs. Von Appenzell AR über 

Uri, von Graubünden über St. Gal-
len, Schwyz, Zug und Zürich wird 
die Wiedereinführung angestrebt. 
Oder es sollen bestehende Rege-
lungen verschärft werden. 

Federführend sind die Kanto-
nalverbände von Gastro Suisse, 
denn zuständig sind die einzelnen 
Kantone. «Die Schwelle für den 
Einstieg in die Branche ist sehr 
tief», sagt Casimir Platzer, Präsi-
dent von Gastro Suisse. «Jeder 
denkt, er kann einen gastgewerb-
lichen Betrieb führen. Dabei geht 
es in unserem Gewerbe um für 
Konsumenten und Mitarbeiter 
wichtige Themen wie Hygiene, Ge-
sundheit, Arbeitssicherheit und Ju-
gendschutz.» 

Wirte sollen über gewisse 
Qualifikationen verfügen

Die Einführung eines mehrmona-
tigen, horrend teuren Kurses, wie 
es ihn früher in einigen Kantonen 
gab, sieht Platzer zwar nicht kom-

men. Er macht sich aber für den 
Nachweis von Mindestqualifika-
tionen stark. Allein schon die Ge-
setze zu verstehen, sei eine Heraus-
forderung, man denke an das neue 
Lebensmittelgesetz und dessen 
Verordnungen, sagt der Verbands-
präsident. Nach Erhebungen von 
Gastro Suisse werden knapp 20 
Prozent der Betriebe ohne Fähig-
keitszeugnis geführt.

Kurs bei Gastro Zürich kostet 
bis zu 8000 Franken

Der Zürcher Gastronom Michel 
Péclard sieht darin jedoch ein Pro-
blem: «Die Wiedereinführung ei-
ner obligatorischen Wirteprüfung 
ist eine Schnapsidee», sagt er – ob-
wohl Péclard selbst die Hotelfach-
schule Luzern absolviert und da-
mit einen Fähigkeitsausweis inne-
hat. In Solothurn haben die jahre-
langen Bemühungen des Verban-
des gefruchtet: Das Wirtepatent ist 
praktisch zurück – und zwar mit 

hohen Anforderungen. Wer ab 
1. Januar 2016 einen Gastrobetrieb 
eröffnen will und nicht über eine 
Fachausbildung oder langjährige 
Erfahrung verfügt, muss die Schul-
bank drücken: In einem über 40-tä-
gigen Lehrgang von Gastro Suisse 
(Grundseminar 1) geht es um The-
men wie Lebensmittel hygiene, Ar-
beitsrecht, Rechnungswesen, Gast-
gewerberecht, Betriebsführung, 
Küche und Verkauf. Da die Kurse 
in Solothurn nicht angeboten wer-
den, müssen die Teilnehmer auf 
andere Kantone ausweichen. In 
Zürich, wo das Wirtepatent nicht 
obligatorisch ist, kostet die Ausbil-
dung bis zu 8000 Franken. Die 
Wiedereinführung ist Teil eines 
neuen Wirtschafts- und Arbeitsge-
setzes und war aus Sicht des Solo-
thurner Amtes für Wirtschaft und 
Arbeit «die richtige Entscheidung». 
Amtsleiter Jonas Motschi zählt 

Büffeln für die eigene Beiz
Wirte sollen wieder ein Patent machen müssen – doch es gibt Widerstand gegen die teuren Kurse 

Findet die Wiedereinführung einer obligatorischen Wirteprüfung eine «Schnapsidee»: Der Zürcher Gastronom Michel Péclard Foto: Michele Limina

Fortsetzung — 38
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Löschungen ohne Konkurse
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+anGwecKsel sinG in Ger GastrobrancKe an Ger 7agesorGnung.
Im Jahr 2014 gingen 633 Beizen Konkurs. Weitere 2377 Wirte
mussten aufgeben, 2650 Gastronomen starteten neu. 
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«In der EU werden ständig Verträge 
verletzt ohne Konsequenzen»
Roland Berger, Unternehmensberater

Das Interview — 42/43
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Missstände auf wie nicht eingehal-
tene Brandvorschriften, Verstösse 
gegen das Lebensmittel- oder So-
zialversicherungsrecht und man-
gelnde betriebswirtschaftliche 
Kenntnisse, die zu einer hohen 
Fluktuation führten. «Ein beacht-
licher Anteil der Wirte ist nicht in 
der Lage, eine korrekte Preisberech-
nung zu machen», sagt Motschi. 
«Aus marktwirtschaftlicher Sicht 
dürfte man eigentlich gar nichts re-
gulieren», räumt er ein. «Aber es 
geht nun mal um die Zubereitung 
und Abgabe von Lebensmitteln.» 

In St. Gallen liegt dem Kantons-
rat eine Gesetzesvorlage zum Wir-

tepatent vor, der Entscheid soll im 
kommenden Frühjahr fallen. Ein 
Nachweis über Kenntnisse in Le-
bensmittelhygiene und Suchtprä-
vention soll nicht mehr reichen, 
um eine Beiz zu eröffnen. Auch 
Arbeitsrecht, Arbeitssicherheit, 
Rechnungswesen und Mehrwert-
steuerrecht sollen geprüft werden. 
SVP-Kantonsrat und Gastronom 
Linus Thalmann ist Mitglied der 
Politikkommission von Gastro 
St. Gallen und hat den Stein ins 
Rollen gebracht. Er will gegen das 
schlechte Image der Branche kämp-
fen. Seine Argumentation: Gastro-
betriebe erhielten infolge der ho-
hen Konkursrate nur noch unter 
strengsten Auflagen Bankkredite, 
Lieferanten bestünden auf Vorkas-
se. «So mancher ist schon dreimal 
in Konkurs gegangen und hat ge-
gen Arbeitsgesetze verstossen. Ei-

ner solchen Person darf man kein 
Patent mehr geben.» 

Tatsächlich ist die Fluktuation 
im Gastgewerbe hoch .Von den Be-
trieben, in denen sich die Wirte 
einen Unternehmerlohn ausbezah-
len, schreibt über die Hälfte rote 
Zahlen. Gastronom Péclard stört 
sich an den häufigen Wechseln 
nicht. «Der freie Markt funktio-
niert bestens.» Ob jemand gut wir-
te, hänge nicht von einer Prüfung 
ab. Wer in Konkurs gehe, sei sel-
ber schuld. Péclard betreibt in Zü-
rich neun Restaurants, ein zehn-
tes eröffnet dieser Tage in Arosa 
GR. Eine Prüfung würde Kosten 
und Aufwand für den Betrieb ei-
nes Restaurants in die Höhe trei-
ben und so Innovation abwürgen. 
Auch Adrien Weber, Geschäftsfüh-
rer von Turbinenbräu, der für Jung-
unternehmer diverse Gastrokon-

zepte entworfen hat, warnt: «Viel-
leicht wäre eine bessere Basis für 
manchen Unternehmer nicht 
schlecht. Ein obligatorisches Pa-
tent kann aber schnell zur Schika-
ne werden.» Weber vermutet, dass 
die Kantone ein Steuerungsmittel 
gegen die Beizenflut suchen. 

Kontrolleure sehen keine 
Notwendigkeit für ein Patent

Das Argument der mangelnden 
Lebensmittelhygiene bei Querein-
steigern stösst bei den Kontrolleu-
ren selbst auf Unverständnis. Fer-
dinand W. Uehli, Chef der Lebens-
mittelkontrolle in Zürich, sagt: 
«Die Frage der Hygiene hat mit 
 einem Fähigkeitsausweis nichts zu 
tun. Ob jemand sauber und hygie-
nisch arbeitet, ist eher eine Typfra-
ge.» Der Verbandspräsident der 
Kantonschemiker, Otmar Deflo-

rin, räumt ein, dass man in Kanto-
nen ohne Wirtepatent Querein-
steigern ab und an etwas mehr er-
klären müsse. «Aber damit kön-
nen wir leben, etwa indem neue 
Betriebe kurz nach Eröffnung kon-
trolliert werden.»

Manch ein Kritiker vermutet 
hinter den Regulierungsbestrebun-
gen des Verbandes auch Geldma-
cherei. Zwar können Kurse von pri-
vaten Anbietern durchgeführt 
 werden. Als Goldstandard gilt aber 
der Gastro-Suisse-Kurs, den auch 
Präsident Platzer empfiehlt. Plat-
zer lässt diesen Vorwurf aber nicht 
gelten. Es ginge vor allem darum, 
die Qualität im Gastgewerbe 
 sicherzustellen. Die Gebühren 
deckten nur Kosten und Investitio-
nen. Nicht überall sind die Bestre-
bungen so weit gediehen wie in 
Solothurn oder in St. Gallen. In 

 Zürich bemüht sich SVP-Kantons-
rat und Gastro-Zürich-Präsident 
Ernst Bachmann um politischen 
Rückhalt für eine «minimale Aus-
bildung» in den Bereichen Arbeits-
recht, Arbeitssicherheit, Lebens-
mittelrecht und Sozialversicherun-
gen. Nach Gesprächen mit allen 
Fraktionen weiss er: «Es wird ein 
schwieriges Vorhaben.» In Zürich 
kann sich so mancher noch recht 
lebhaft an die Zeit vor der Libera-
lisierung erinnern, inklusive der 
illegalen Gastroszene. Turbinen-
bräu-Chef Weber denkt an span-
nende Beizen, die oft allerdings zu 
wenig Kühlschränke aufwiesen 
und das Bier um 4 Uhr morgens 
lauwarm servierten. «Es war eine 
coole Zeit, in die ich mich aber 
trotzdem nicht zurückwünsche.»   

 Mitarbeit: Karin Kofler
	 Kommentar	―	Seite	18

Fortsetzung

Büffeln für die 
eigene Beiz

Victor Weber

Zürich	Schlag auf Schlag gehts im 
Konflikt zwischen dem Krankenver-
sicherer KPT und der Privatklinik-
gruppe Genolier. Der Streit dreht 
sich um zusatzversicherte Patien-
ten, die glaubten, behandelnden 
Arzt und Spital frei wählen zu kön-
nen. Anfang Jahr hat die KPT ihre 
Wahlmöglichkeiten eingeschränkt: 
Für Behandlungen in einem 
 Dutzend Privatkliniken, mit denen 
der Versicherer keinen Vertrag ab-
geschlossen hat, übernimmt er nur 
noch Kosten für Leistungen aus der 
Grundversicherung. 

Am stärksten davon betroffen 
ist die Genolier-Gruppe mit sechs 
ihrer Kliniken, von der Schmerz-
klinik Basel über die Villa im Park 
in Rothrist AG bis zur Klinik  Obach 
in Solothurn. Für angeblich 300 
Patienten, die zwischen Stuhl und 
Bank geraten sind, ist Genolier in 
Vorleistung gegangen:  Obgleich 
die KPT keine Kostengutsprache 
leistet, werden sie vom Belegsarzt 
ihrer Wahl behandelt: halb- bezie-
hungsweise privat. Genolier will 
aber der KPT keine Geschenke ma-
chen. Deshalb hat die Spitalgrup-
pe der Versicherungsgesellschaft 

im Oktober zwei Betreibungen von 
total 600 000 Franken zukommen 
lassen. Da die KPT die Forderun-
gen für ungerechtfertigt hält, hat 
sie Rechtsvorschlag erhoben. Die 
Streitsumme beläuft sich laut Ge-
nolier auf über drei Millionen Fran-
ken.

Am 23. November ist die KPT 
zum Gegenangriff übergegangen 
und hat beim Regionalgericht 
Bern-Mittelland erwirkt, dass Ge-
nolier ein Maulkorb verpasst wird. 
So ist es Genolier zum Beispiel vor-
erst verboten, die Behauptung zu 
wiederholen, wonach es die KPT 
unberechtigterweise ablehne, «ih-
ren Versicherungsnehmern die 
Kosten für die stationäre Behand-
lung in der privaten und halbpri-
vaten Abteilung» von Genolier-
Kliniken zu erstatten. In der Cau-
sa geht es um insgesamt zehn su-
perprovisorische Massnahmen. 

KPT wirbt mit freier Spitalwahl 
ohne Mehrkosten

Ein Blick auf die Website zeigt, 
dass die KPT nicht alles unter-
nimmt, damit auf Patientenseite 
keine Missverständnisse aufkom-
men. Zuerst wird die Spitalkosten-
versicherung umrissen mit den 

Worten «für eine freie Spitalwahl 
in der ganzen Schweiz – ohne 
Mehrkosten». Dann heisst es un-
ter der Rubrik «Bestens versichert 
im Spital»: «Dank der Spitalkosten-
versicherung haben Sie die freie 
Spitalwahl in der ganzen Schweiz, 
ohne dabei Zusatzkosten befürch-
ten zu müssen.» Erst danach sind 
«Spitäler ohne gültige Tarifverträ-
ge» aufgelistet.

In einer Beschwerdeschrift an 
die Eidgenössische Finanzmarkt-
aufsicht (Finma) brandmarkt Ge-
nolier dies als «lügenhafte Wer-
bung», die von der Absicht zeuge, 
die Versicherten zu täuschen. 

Für Felix Schneuwly, Gesund-
heitsökonom beim Vergleichs-
dienst Comparis, ist relevant «was» 
in der Police und weniger «wo» 
 etwas steht. Die Grundversiche-
rung garantiere zwar die landes-
weite freie Spitalwahl in der allge-
meinen Abteilung, aber nur in ei-
nem «Listenspital» (Kanton über-
nimmt mindestens 55 Prozent der 
Behandlungskosten). Wenn die 
ausserkantonale Behandlung teu-
rer ist, muss der Patient den Auf-
preis selber berappen oder die ent-
sprechende Zusatzversicherung be-
zahlt die Differenz. Versicherte, 

die davon ausgehen, dass ihre Zu-
satzversicherung Spital halbprivat 
oder Spital privat grosszügiger ist 
als die Grundversicherung, sollten 
die Police genau lesen. 

Und auch auf Kosten  
der Steuerzahler?

Genolier ist auch an das Waadtlän-
der Kantonsgericht gelangt. Dabei 
geht es unter anderem um den Vor-
wurf, die KPT wälze mit ihrer 
Steuerung der Klinikaufenthalte 
in Listenspitälern Kosten auf die 
Steuerzahler ab. Kliniken, die in 
keine Spitalliste aufgenommen 
werden, müssen mit den Versiche-
rern einen Tarifvertrag abschlies-
sen. Mit der Begründung, Geno-
lier sei zu teuer, weigert sich die 
KPT mit all ihren Kliniken 
vertrags einig zu werden.

In der «Handelszeitung» sagte 
KPT-Chef Reto Egloff: «Genolier 
spricht von über 300 Patienten, die 
nicht mehr nach Wunsch bei der 
Privatklinik behandelt werden 
konnten – das können wir nicht 
nachvollziehen. Bei uns sind kaum 
Reklamationen eingegangen.» Mit 
Verweis auf die hängigen Verfah-
ren wollte er sich auf Anfrage nicht 
weiter zum Konflikt äussern. 

KPT-Versicherte 
müssen  

mitzahlen: 
Junior Suite im 

Privatspital 
Genolier
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Auf Kosten der Patienten
Die	Privatklinikgruppe	Genolier	und	die	Krankenkasse	KPT	streiten	sich

Schlechte 
Nachrichten 

für die BSI
Verhaftung	von	Bankier	André	Esteves	
wirft	auch	in	der	Schweiz	hohe	Wellen

São	 Paulo/Lugano	 Die Verhaftung von André 
 Esteves in Zusammenhang mit einem Bestechungs-
fall schlug in Brasilien wie eine Bombe ein. Nun hat 
der Skandal auch Auswirkungen in der Schweiz, kon-
kret auf die Tessiner Bank BSI, die Esteves erst im 
Herbst definitiv übernehmen konnte. Die Rating-
agentur Moody’s und Schweizer Finanzmarktaufsicht 
(Finma) haben die BSI unter Beobachtung gestellt.

Esteves ist in der Schweiz kein Unbekannter. Er 
verkaufte vor 2006 seine Bank BTG Pactual für 3,1 
Milliarden Franken an die UBS, machte dort Karrie-
re und kaufte Pactual während der Finanzkrise 2009 
wieder zurück, für 2,5 Milliarden Franken. Letztes 
Jahr wurde bekannt, dass Esteves zusammen mit Huw 
Jenkins, seinem ehemaligen Chef bei der UBS, die 
BSI übernehmen wolle. Die Bewilligung durch die 
Finma zog sich über ein Jahr hin. Letzten Sommer 
warnte Moody’s, BTG Pactual überdehne mit ihren 
Zukäufen das Eigenkapital (EK) , das Verhältnis 
 zwischen EK und risikobehafteten Aktiven belaufe 
sich gerade mal noch auf 9,6 Prozent. Dann kam es 
zu einer Senkung des Raitings. 

Vor ein paar Wochen bewilligte die Finma die Über-
nahme trotzdem, allerdings begleitet sie die Bank wei-
ter sehr eng, erst recht seit der Verhaftung von Este-
ves. Finma Sprecher To-
bias Lux: «Wir stehen 
mit der BSI aufgrund der 
erfolgten Übernahme 
wie auch der aktuellen 
Situation in Brasilien in 
engem Kontakt.» Am 
Freitag setzte Moody’s 
sowohl BSI wie auch er-
neut BTG Pactual auf die 
Liste der Firmen, die mit 
einer Senkung des Rai-
tings zu rechnen haben. 
Aufgeführt werden die 
angespannten Kapital-
verhältnisse bei der Muttergesellschaft wie auch die 
Reputationsrisiken. Die knapper werdenden Ressour-
cen haben dazu geführt, dass die  BSI ihre Übernah-
megespräche mit der Bank Veneto, die weit gediehen 
waren, aufs Eis gelegt hat. 

Esteves und seine BSI sind in Brasilien in einen 
Skandal verwickelt, der das hiesige Vorstellungsver-
mögen übersteigt. So soll der ehemalige Fussballstar 
Romario, der inzwischen als Senator im Kongress sitzt, 
ein Konto von 2,1 Millionen Franken bei der BSI in 
der Schweiz besitzen. Noch im Sommer musste sich 
die Wochenzeitung «Veja» sich für einen entsprechen-
den Bericht entschuldigen. Doch nun liegen offenbar 
Tonbandaufnahmen vor, aus denen hervorgeht, wie 
sich Kongressabgeordnete über Romario unterhalten. 
Beim Gespräch geht es um einen Deal mit Romario, 
der dazu führen sollte, dass sich Romario nicht für 
den Bürgermeisterposten in Rio de Janeiro bewirbt. 
Dafür soll Romario geschmiert worden sein, was er 
allerdings bestreitet. Esteves soll geholfen haben, 
 Unterlagen zum Verschwinden zu bringen. Was da-
von stimmt, wird sich weisen. Für den Moment be-
deuten die Aufnahmen eine Rufschädigung für Este-
ves und damit auch für seine Schweizer Bank BSI. 

 Arthur Rutishauser

Verhaftet: Bankier André 
Esteves Foto Redux/laif


